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A. Bericht des Abgeordneten Bauer (Würzburg) 


Der dem Plenum des Deutschen Bundestages zur 
2. und 3. Beratung vorliegende Gesetzentwurf zur 
Änderung der Finanzgerichtsordnung des Saarlan- 
des ist als Initiativantrag aller Fraktionen in der 
62. Sitzung des Bundestages am 6. März 1963 einge- j 
bracht und dem Rechtsausschuß zur Beratung über- 
wiesen worden. Der Rechtsausschuß hat sich am 
7. März 1963 mit der Vorlage befaßt. \m gleichen 
Tage hat auch der rnitberatende Finanzausschuß die 
Vorlage behandelt und unveränderte Annahme 
empfohlen. > 

Die dem Entwurf zugrunde liegende Neurege- 
lung des Wahlverfahrens für die ehrenamtlichen 
Beisitzer in der Finanzgerichtsbarkeit des Saarlan- 
des ist durch Urteile des saarländischen Oberver- 
waltungsgerichts, des saarländischen Verfassungs- 
gerichtshofs sowie des Bundesfinanzhofs ausgelöst 
worden. In diesen Urteilen ist das saarländische 
Finanzgericht als nicht ordnungsmäßig besetzt be- 
zeichnet und die gewählten Beisitzer als Nichtrichter 1 
und die ergangenen Urteile zu Nichturteilen erklärt 
worden. Der Grund liegt in der übertriebenen per- 
fektionistischen Regelung des Wahlverfahrens für 
ehrenamtliche Beisitzer, die es dem Gericht und der | 
Verwaltung unmöglich macht, zu prüfen, ob diese 
Wahlen ordnungsgemäß zustande gekommen sind. 

Es würde an sich auf der Hand liegen, die Be- 
reinigung dieser Frage im Rahmen der Beratung der 
Finanzgerichtsordnimg des Bundes vorzunehmen. 
Da jedoch zur Zeit im Saarland wegen der ergan- 
genen Urteile Verfahren noch aus den Jahren 1949 
und 1950 vorliegen, die noch nicht abgeschlossen 
sind, ist eine Verzögerung bis zur Verabschiedung 
der Bundesfinanzgerichtsordnung nicht zu vertreten. 


Der Rechtsausschuß hat daher die sogenannte kleine 
Lösung einmütig gebilligt und die Vorlage als Vor- 
schaltgesetz mit den aus der Gegenüberstellung er- 
sichtlichen Beschlüssen angenommen. Dabei wurde 
übereinstimmend festgestellt, daß mit diesem „Vor- 
schaltgesetz'' die an Hand des zu erwartenden Ge- 
setzentwurfs einer Finanzgerichtsordnung zu tref- 
fende Bundesregelung nicht präjudiziert werden 
solle. 

Zu den einzelnen Vorschriften 
Artikel 1 Nr. 1 (§ 2) 

Die bisher geltende Fassung des § 2 der Finanz- 
gerichtsordnung des Saarlandes sah zwei Kammern 
vor. Die Formulierung in der Vorlage „Beim Finanz- 
gericht werden nach Bedarf Kammern gebildet", 
ohne sich auf zwei Kammern festzulegen, sollte 
einen alten Streit über die Frage ausräumen, ob bei 
dem kleinen saarländischen Finanzgericht, das ein- 
schließlich des Präsidenten nur aus 3 Richtern be- 
steht, für den Vorsitz der zweiten Kammer ein 
Finanzgerichtsdirektor bestellt werden müsse. Die 
Fassung sollte eine solche Forderung ausschließen. 
Der Ausschuß teilte diese Bedenken nicht. Es wurde 
hervorgehoben, daß nach der Rechtsprechung ein 
Vorsitzender in mehreren Kammern den Vorsitz 
führen könne, ohne dadurch seinen Einfluß auf die 
Rechtsprechung in beiden Kammern einzubüßen. Die 
Fassung „nach Bedarf" würde die Frage, ob für die 
zweite Kammer ein besonderer Vorsitzender be- 
stimmt werden müßte, nicht lösen. Sie ließe sich 
überhaupt nicht durch Gesetz lösen, sondern höch- 
stens durch eine konkrete Entscheidung. Der Aus- 
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schuß strich daher die Worte „nach Bedarf" und 
schloß sich wieder der bisher geltenden Fassung an, 
derzufolge von der Bildung zweier Kammern gespro- 
chen wurde, zumal ein Bericht darüber vorlag, daß 
die Entwicklung das Saarland wahrscheinlich dazu 
zwingen würde, eine besondere Kammer für Zolle 
und Verbrauchsteuern zu bilden. 

Ferner hat der Ausschuß in Anpassung an die 
Formulierung im Richtergesetz beschlossen, statt 
von „Berufsrichtern" von „Richtern" schlechthin zu 
sprechen, im Gegensatz zu den ehrenamtlichen Rich- 
tern, die jedoch auch als vollwertige Richter ent- 
sprechend den Beschlüssen im Richtergesetz anzu- 
sehen sind. 

Die nunmehrige Fassung des § 2, insbesondere 
die Besetzung des Finanzgerichts mit 2 Richtern und 
3 ehrenamtlichen Richtern ersetzt die bisherige Fas- 
sung, nach der neben dem Finanzgerichtspräsiden- 
ten als Vorsitzendem ein Beamter der Finanzver- 
waltung als ständiges Mitglied und 3 ehrenamtliche 
Beisitzer der Kammer angehörten. 

Artikel 1 Nr. 2 (§ 2 a) 

Die Einfügung entspricht der in § 6 der Verwal- 
tungsgerichtsordnung getroffenen Regelung. Die An- 
fügung in Absatz 2, daß bei Stimmengleichheit die 
Stimme des Präsidenten den Ausschlag gibt, soll 
diese Angleichung an die Verwaltungsgerichtsord- 
nung vervollständigen. 

Artikel 1 Nr. 2 (§ 2b) 

Durch den Wegfall des § 4 der bisherigen Finanz- 
gerichtsordnung im Saarland ist die Regelung der 
Stellvertreterfrage des Präsidenten notwendig. Die 
alte Fassung sah die Festlegung der Stellvertretung 
durch Entscheidung des Ministers für Finanzen und 
Forsten vor; diese obliegt jetzt dem Präsidium. Im 
übrigen entspricht die Einfügung des § 2b der Rege- 
lung in der Verwaltungsgerichtsordnung {§ 7). 


Artikel 1 Nr. 3 (§ 6) 

Die Neufassung des § 6 ist der eigentliche Kern- 
punkt der Vorlage. Nach der alten Fassung des § 6 
wurden die 36 ehrenamtlichen Beisitzer einmal von 
der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Saar- 
brücken sowie von den Kreisräten der verschiede- 
nen Landkreise, zum anderen von berufsständisdien 
Vertretungen wie der Industrie- und Handelskam- 
mer, der Handwerkskammer, der Ärztekammer, der 
Notarkammer usw. gewählt. Die mangelnde Durch- 
führung dieses Verfahrens sowie die Unmöglichkeit 
einer Überprüfung der Wahlen war der Angelpunkt 
der Kritik der Verfassungsurteile. Hinzu kommt, daß 
in der Aufzählung der berufsständischen Organisa- 
tionen die Arbeitskammer wegen ihrer erst späteren 
Konstituierung fehlte, während die Notarkammer 
auf geführt war, an sich aber nicht einzubeziehen wäre, 
da nach den entsprechend angewandten Vorschrif- 
ten des Gerichtsverfassungsgesetzes die Notare 
nicht an der gerichtlichen Rechtsprechung teilneh- 
men. Die Neufassung führt daher die Anhörung der 
Arbeitskammer mit auf und schließt alle berufsstän- 
dischen Vertretungen, deren Angehörige geschäfts- 
mäßig fremde Anlegenheiten besorgen (also auch 
die Notare), aus. Sie schafft für die Wahl der ehren- 
amtlichen Beisitzer einen sogenannten Wahlaus- 
schuß, der bezüglich der Anzahl der zu wählenden 
ehrenamtlichen Beisitzer auch nicht auf eine Zahl 
festgelegt wird. Die Wahl soll lediglich erreichen, 
daß jeder ehrenamtliche Beisitzer zu höchstens 
12 Sitzungstagen im Jahr herangezogen werden 
darf. 

Im übrigen wird auf die Fassung des § 6 ver- 
wiesen. 

Artikel 2 

Die Anfügung des Absatzes 3 beinhaltet die Er- 
mächtigungsklausel zur Bekanntgabe der Finanz- 
gerichtsordnung des Saarlandes in der bereinigten 
Fassung. 


Bonn, den 6. Mai 1963 


Bauer (Würzburg) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/995 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 6. Mai 1963 

Der Rechtsausschuß 
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Hoogen 

Vorsitzender 


Bauer (Würzburg) 

Berichterstatter 
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mit den Beschlüssen des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) 


Gesetzentwurf 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
der Finanzgerichtsordnung des Saarlandes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Die Finanzgerichtsordnung des Saarlandes vom 
15. Mai 1951 (Amtsblatt des Saarlandes S. 660) wird 
wie folgt geändert: 

1. § 2 erhält folgende Fassung: 

.§ 2 

Beim Finanzgericht werden nach Bedarf Kam- 
mern gebildet. Die Kammern entscheiden in der 
Besetzung mit zwei Beru/srichtern und drei 
ehrenamtlichen Finanzrichtern." 

2. Hinter § 2 werden eingefügt: 

.§ 2 a 

(1) Das Präsidium des Finanzgerichts besteht 
aus dem Präsidenten und den beiden dem Dienst- 
alter, bei gleichem Dienstalter dem Lebensalter 
nach ältesten Richtern. 

(2) Das Präsidium entscheidet mit Stimmen- 
mehrheit. 


§ 2b 

(1) Den Vorsitz in den Kammern führt der 
Präsident. Der Minister für Finanzen und Forsten 
kann weitere Kammervorsitzende bestellen. 

(2) Sind weitere Kammervorsitzende bestellt, 
so bestimmt vor Beginn des Geschäftsjahres der 
Präsident die Kammer oder die Kammern, deren 
Vorsitz er selbst übernimmt 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
der Finanzgerichtsordnung des Saarlandes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Die Finanzgerichtsordnung des Saarlandes vom 
15. Mai 1951 (Amtsblatt des Saarlandes S. 660) wird 
wie folgt geändert: 

1. § 2 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 2 

Beim Finanzgericht werden zwei Kammern 
gebildet. Die Kammern entscheiden in der Beset- 
zung mit zwei Richtern und drei ehrenamtlichen 
Finanzrichtern." 

2. Hinter § 2 werden eingefügt: 

♦ 

»§ 2a 

(1) unverändert 


(2) Das Präsidium entscheidet mit Stimmen- 
mehrheit; bei Stimmengleichheit gibt die Stimme 
des Präsidenten den Ausschlag. 

§ 2b 

(1) Den Vorsitz in den Kammern führt der 
Präsident. Seine Vertretung bestimmt das Präsi- 
dium. 

Absatz 2 entfällt 
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(3) Das Präsidium verteilt vor Beginn des 
Geschäftsjahres für dessen Dauer die Geschäfte 
auf die Kammern und bestimmt deren ständige 
Mitglieder sowie für den Fall der Verhinderung 
die regelmäßigen Stellvertreter. Jeder Richter 
kann zum Mitglied mehrerer Kammern bestimmt 
werden. 

(4) Die Anordnung kann im Laufe des Ge- 
schäftsjahres nur geändert werden, wenn dies 
wegen Überlastung oder ungenügender Aus- 
lastung einer Kammer oder infolge Wechsels 
oder dauernder Verhinderung einzelner Mitglie- 
der des Gerichts nötig wird. 

(5) Innerhalb der Kammer verteilt der Vor- 
sitzende die Geschäfte auf die einzelnen Richter." 

3. § 6 erhält folgende Fassung: 

♦ 

»§ 6 

(1) Die ehrenamtlichen Finanzrichter werden 
auf vier Jahre durch einen Wahlausschuß nach 
einer Vorschlagsliste gewählt. Der Wahlausschuß 
besteht aus dem Finanzgerichtspräsidenten als 
Vorsitzendem, einem durch die Oberfinanzdirek- 
tion zu bestimmenden Beamten der Landes- 
finanzverwaltung und sieben Vertrauensleuten. 
Die Vertrauensleute werden auf vier Jahre vom 
Landtag oder von einem durch ihn bestimmten 
Landtagsausschuß gewählt. 

(2) Die Zahl der zu wählenden ehrenamtlichen 
Finanzrichter ist durch den Finanzgerichtspräsi- 
denten so zu bestimmen, daß voraussichtlich 
jeder zu höchstens zwölf ordentlichen Sitzungs- 
tagen im Jahr herangezogen wird, 

(3) Der Wahlausschuß ist beschlußfähig, wenn 
der Vorsitzende, ein Vertreter der Finanzver- 
waltung und drei Vertrauensleute anwesend 
sind. Er faßt seine Beschlüsse mit einer Mehrheit 
von mindestens zwei Drittel der Stimmen. 

(4) Die Vorschlagsliste der ehrenamtlichen 
Finanzrichter wird in jedem vierten Jahr durch 
den Finanzgerichtspräsidenten aufgestellt. Er soll 
zuvor die Berufsvertretungen (die Arbeitskam- 
mer, die Landwirtschaftskammer, die Industrie- 
und Handelskammer, die Handwerkskammer 
sowie die Kammern der freien Berufe, soweit 
ihre Angehörigen nicht geschäftsmäßig fremde 
Rechts angelegenheiten besorgen) hören. In die 
Vorschlagsliste soll die dreifache Zahl der nach 
Absatz 2 zu wählenden ehrenamtlichen Finanz- 
richter auf genommen werden." 

4. § 10 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 10 

(1) Das Präsidium des Finanzgerichts be- 
stimmt vor Beginn des Geschäftsjahres die Rei- 
henfolge, in der die ehrenamtlichen Finanzrich- 
ter zu den Sitzungen heranzuziehen sind. Für 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

(3) Das Präsidium verteilt vor Beginn des Ge- 
schäftsjahres für dessen Dauer die Geschäfte auf 
die Kammern und bestimmt deren ständige Mit- 
glieder sowie für den Fall der Verhinderung die 
regelmäßigen Stellvertreter. Jeder Richter kann 
zum Mitglied beider Kammern bestimmt werden. 

(4) unverändert 


(5) unverändert 


3. unverändert 


4. unverändert 
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jede Kammer ist eine Liste aufzustellen, die 
mindestens zwölf Namen enthalten muß. 

(2) Für die Heranziehung von Vertretern bei 
unvorhergesehener Verhinderung kann eine 
Hilfsliste aus ehrenamtlichen Finanzrichtern 
aufgestellt werden, die am Gerichtssitz oder in 
seiner Nähe wohnen.'' 

5. §§ 4, 5 und 7 werden aufgehoben. 

♦ 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt mit seiner Verkündung in 
Kraft. 

(2) Die bei Inkrafttreten des Gesetzes gewählten 
ehrenamtlichen Mitglieder des Finanzgerichts des 
Saarlandes bleiben bis zur Neuwahl gemäß § 6 im 
Amt. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


5. unverändert 

Artikel 2 

(1) unverändert 

(2) unverändert 


(3) Die Bundesregierung wird ermächtigt, die 
Finanzgerichtsordnung des Saarlandes unter Berück- 
sichtigung der Änderungen durch dieses Gesetz in 
bereinigter Fassung bekanntzugeben. 
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